
Alle reden 
vom bösen

 Diesel.
 Wir nicht.

Die AfD-Landtagsfraktion setzt auf mehr 
demokratische Mitbestimmung: Wir wollen die 
Aufsichtsgremien von den Hörern und Sehern 
wählen lassen.

Der Ein� uss der Politik in den Rundfunkgremien 
muss ein Ende haben. Die gesellscha� lichen Ver-
treter in den Kontrollgremien sollen durch freie 
und demokratische Wahlen vom Bürger bestimmt 
werden. 

Alle gesellscha� lich relevanten Gruppen kön-
nen sich analog den Sozialwahlen um Plätze 
in den Gremien bewerben.

Eine erneute Klüngelbildung in den Gremien muss 
durch Sperrklauseln und Amtszeitbegrenzungen 
verhindert werden.

Unser Konzept: Ein Bürgerrundfunk statt 
ARD, ZDF und Deutschlandradio.

Zur Umsetzung der neuen Medienordnung soll der 
Bürgerrundfunk als neue, wesentlich verschlankte 
Anstalt des ö� entlichen Rechts im Sinne des neuen 
Au� rags gegründet werden.

Die alten Rundfunkanstalten von ARD und ZDF 
werden aufgelöst bzw. privatisiert.

Die Mitarbeiter werden betriebsbedingt gekündigt 
und ihr Rentenniveau wird auf das zulässige Maß 
reduziert. 

Eingegangene Verp� ichtungen werden aus dem 
Kapitalstock und der Verwertung der Urheberrechte 
bedient.

Die neu gegründete ö� entlich-rechtliche Anstalt 
entscheidet selbst, welche Mitarbeiter eingestellt 
werden.
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Wir kündigen der
„Demokratie-Abgabe“ 

die Freundschaft:
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Sie können unsere Initiative 
in der Ö� entlichkeit mit die-
sem Button und Au� lebern 
sichtbar unterstützen.

AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1
01067 Dresden
Telefon 0351 / 493 42 22
Telefax 0351 / 493 42 10
E-Mail info@afd-fraktion-sachsen.de

AfD-Fraktion bei youtube:
http://bit.ly/1L9Tblf

AfD-Fraktion bei facebook:
facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen

AfD-Fraktion im Web:
afd-fraktion-sachsen.de

AfD-Fraktion bei Twitter:
twitter.com/AfD_SLT

Fazit
Nur die AfD hat den Mut, eine demo-
kratische und zeitgemäße Reform aller 
Mediensysteme voranzutreiben.

Wir sind für einen fairen und gerechten 
Wettbewerb zwischen allen Medien und 
Angeboten. (GG Art. 5)

Ohne Zwangsgebühren und ohne von 
Parteien gelenkte Aufsichtsgremien.

Niemand darf mehr gezwungen wer-
den für etwas zu zahlen, was er weder 
nutzt noch bestellt hat. (BGB §256) 

Nur das AfD-Konzept garantiert eine 
demokratische, auf Vielfalt gegründete 
Grundversorgung und freie Meinungs-
bildung für alle.



In diesem Sinne stärken wir mit der Abscha� ung 
des Rundfunkzwangsbeitrags nicht nur die Ent-
scheidungsfreiheit der Bürger, sondern vor allem 
die Demokratie. 
In Zukun�  entscheidet jeder Bürger selbst, ob er 
das ö� entlich-rechtliche Angebot empfangen und 
dafür bezahlen will. Dieses Angebot wird kün� ig 
nur auf Abruf verschlüsselt bzw. passwortgeschützt 
zu empfangen sein. 
Nur wer das Programm nutzt, soll auch bezahlen. 

Warum setzen sich die AfD-Abgeordneten für eine 
derartig radikale Reform ein?  
Weil die derzeitige Mittelverschwendung beendet 
werden muss. ARD, ZDF und Deutschlandradio 
verschlingen jährlich ein Jahresbudget von ca. 

acht Milliarden Euro. 
Allein der Beitragsservice 
kostet jährlich 200 Millionen 
Euro. Zum Vergleich: Die-
ser Betrag entspricht dem 
Jahresetat der gesamten Justiz 
in Deutschland bzw. dem 
Haushalt des Saarlands.

Der neue ö� entlich-recht-
liche Rundfunk oder seine 
Nachfolgegesellscha�  muss 
zur Sparsamkeit und Wirt-
scha� lichkeit gezwungen 

werden. Das ist im Sinne seiner neuen Aufgabe 
als schlankem, aber qualitativ hochstehenden Me-
dium durchaus möglich, wenn er sich auf objektive 
Berichterstattung, Vielfalt in der Kommentierung 
sowie kulturelle und bildende Inhalte fokussiert. 

Derzeit nehmen diese Aufgaben 3sat, tagesschau 24, 
ARD-alpha, one und phoenix wahr. Ein solches 
Angebot kostet pro Jahr 500 Millionen Euro und 
macht damit nur 5% der jährlichen Gesamtkosten 
des ö� entlich-rechtlichen Rundfunks aus.

Also müssen wir 
erst einmal an den 
Fundamenten rütteln, 
bevor wir in die 
Röhre schauen.

Wir haben 
den Mut zur 

Reform:
Die AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag 

setzt sich für eine grundlegende Reform 
der Medienordnung inDeutschland ein.

Der gegenwärtige
öffentlich-rechtliche Rundfunk
 wird durch Zwangsbeiträge 

fi nanziert, 

ist mit einem Jahresbudget 
von acht Milliarden Euro viel 

zu teuer 

und wird in einer Weise 
von der Politik dominiert, 

die einer Demokratie 
unwürdig ist.

ARD, ZDF und Deutschlandradio 
müssen der heutigen Zeit angepasst und 
zu einem staatsfernen, frei � nanzierten, 

bürgernahen Rundfunk umgestaltet 
werden.

Ohne freie Medien gibt es keine freie Meinungs-
bildung und keine Demokratie. 

Das sagt nicht nur die AfD, sondern das 
Verfassungsgericht.Weshalb gibt es dann einen 
Zwangsbeitrag nur für die ö� entlich-rechtlichen 
Medienkonzerne? Das fragen wir uns auch. 

Der Grund liegt in der 
Vergangenheit, als es 
noch nicht genügend 
Frequenzen gab. Man 
musste den Mangel 
bewirtscha� en. 
Das hat sich aber 
grundlegend geändert. 

Heute haben wir un-
endlich viele Kanäle 
für eine Vielfalt von 
Empfangsgeräten. 
Die digitale Revolution erö� net praktisch jedem die 
Chance, nicht nur Empfänger, sondern auch zum 
Sender zu werden. 

Also gibt es keinen Grund mehr für ein Sonder-
recht, das nur die Staatsmedien privilegiert. 

Im Gegenteil. Es ist höchste Zeit für ein einheitliches, 
demokratisches Medienrecht nach dem Muster der 
Pressefreiheit. Das zwingt ja auch niemanden für 
etwas zu bezahlen, das er nicht bestellt oder verlangt 
hat.


